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Das  EU-Klima- und Energiepaket � Auswirkungen auf Rheinland-Pfalz

Am 23.01.2008 legte die EU-Kommission konkrete Vorschl�ge zur Umsetzung der beschlos-
senen Zielvorgaben f�r die europ�ische Energie- und Klimaschutz-Politik bis 2020 vor:

� 20 % weniger Energieverbrauch,

� 20 % weniger Treibhausgasemissionen bezogen auf das Jahr 1990,

� 20 % Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtverbrauch.

Diese Vorschl�ge umfassten:

1. die Weiterentwicklung des Europ�ischen Emissionshandelssystems (�nderung der Richt-
linie 2003/87/EG zwecks Verbesserung und Ausweitung des EU-Systems f�r den Handel 
mit Treibhausgasemissionszertifikaten);

2. die Festlegung nationaler Emissionsminderungsziele f�r Treibhausgase bis zum Jahr 2020 
(Entscheidung �ber die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer Treib-
hausgasemissionen mit Blick auf die Erf�llung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur 
Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020 � �Effort Sharing�);
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3. die Schaffung eines umweltpolitischen Ordnungsrahmens f�r die Abscheidung und Abla-
gerung von Kohlendioxid (Carbon Capture and Storage � CCS) (Richtlinie �ber die geolo-
gische Speicherung von Kohlendioxid und zur �nderung der Richtlinien 85/337/EWG und 
96/61/EG sowie der Richtlinien 2000/60/EG, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 
der Verordnung Nr. 1013/2006);

4. die F�rderung der Nutzung erneuerbarer Energien (Richtlinie zur F�rderung der Nutzung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen);Das Europ�ische Parlament verabschiedete unter 
franz�sischer Ratspr�sidentschaft diese vier Rechtstexte in Erster Lesung am 17. Dezem-
ber 2008 zusammen mit den folgenden ebenfalls klima- und energiepolitisch relevanten 
Regelungen als EU-Klima- und Energiepaket;

5. �berwachung und Verringerung der Treibhausgasemissionen bei der Verwendung von 
Kraftstoffen (Stra�enverkehr und Binnenschifffahrt) (�nderung der Richtlinie 98/70/EG 
im Hinblick auf die Spezifikation f�r Otto-, Diesel- und Gas�lkraftstoffe und die Einf�h-
rung eines Systems zur �berwachung und Verringerung der Treibhausgasemissionen...);

6. CO2-Emissionsnormen f�r neue Personenkraftwagen (Verordnung zur Festsetzung von 
Emissionsnormen f�r neue Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzeptes der 
Gemeinschaft zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leich-
ten Nutzfahrzeugen).

Mit diesen Vorgaben sollen die energie- und klimapolitischen Zielvorgaben der Gemeinschaft 
bis 2020, die von der Kommission auch in den Kyoto-Nachfolgeverhandlungen vorgestellt 
wurden, erreicht werden. Sollte bei den Klimaschutzkonferenzen 2009 in Kopenhagen oder 
sp�ter ein globales Klimaschutz�bereinkommen erreicht werden, kann das europ�ische 
Emissionsminderungsziel von 20 % auf 30 % angehoben werden.

Insbesondere die �nderungsrichtlinie zum Emissionshandel wird Auswirkungen auf die rhein-
land-pf�lzischen Betriebe und damit auch auf die Gewerbeaufsicht haben, deshalb soll an 
dieser Stelle etwas vertiefter darauf eingegangen werden.

Weiterentwicklung des Europäischen Emissionshandelssystems (EHS)

Der Europ�ische Emissionshandel mit Kohlendioxid-Emissionsberechtigungen (Zertifikaten) 
wurde bereits mit der Emissionshandelsrichtlinie 2003/87/EG im Jahr 2003 eingef�hrt und 
startete am 01.01.2005. Er erfasst rund 10 000 Anlagen in Europa, die etwa 40 % der 
Treibhausgase (rund 50 % des CO2) in der Gemeinschaft emittieren. Die erste Handelsperi-
ode endete am 31. Dezember 2007. In der jetzigen, bis zum 31. Dezember 2012 laufenden 
zweiten Handelsperiode wurden die Zuteilungsmengen gek�rzt und die Zuteilungsregeln 
versch�rft. Die Zuteilung von Emissionszertifikaten erfolgt in Deutschland je nach Inbetrieb-
nahme der emissionshandelspflichtigen Anlagen entsprechend den historischen Emissionen 
bzw. nach dem Stand der Technik. F�r die Anlagen zur Energieerzeugung werden ab 2008 
ca. 10 % der Zertifikate ver�u�ert.

F�r den Zeitraum 2013 bis 2020 (dritte Handelsperiode) gelten folgende �nderungen im 
Europ�ischen Emissionshandel:
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Vereinheitlichung des Systems

St�rkere Zentralisierung durch Schaffung eines zentralen europ�ischen Zuteilungsplans mit 
einheitlichen Zuteilungsregeln und einer gemeinsamen Zertifikate-Obergrenze von anf�ng-
lich etwa 1.950 Millionen, die zur Erreichung des 20%-Minderungsziels von Jahr zu Jahr um 
1,74 % verringert wird. F�r Neuanlagen werden 5 % als Reserve zur�ckgestellt. Aus dieser 
Reserve werden �ber den Gesamtzeitraum 300 Millionen Zertifikate zur F�rderung von 
Kohlendioxid-Abscheide- und Speicher-Anlagen (CCS-Anlagen) entnommen. Die Zertifikate 
werden nach den Emissionen des Jahres 2005 oder des Durchschnitts der Jahresemissionen 
2005 � 2007, je nachdem, welcher Wert h�her ist, auf die Mitgliedstaaten verteilt.

Anpassung des Geltungsbereichs

Die Sektoren Petrochemie, Ammoniak- und Aluminiumherstellung werden neu aufgenommen 
und die Lachgasemissionen (N2O) aus der chemischen Produktion sowie die Perfluoralkane 
aus der Aluminiumindustrie einbezogen. Kleine Feuerungsanlagen (< 25.000 t CO2/Jahr und 
< 35 MW Feuerungsleistung) werden aus dem Geltungsbereich entlassen. Die Einbeziehung 
des Luftverkehrs in den Emissionshandel wird durch eine eigene �nderungsrichtlinie geregelt.

Zuteilung im Stromsektor

Bestands- und Neuanlagen im Strombereich m�ssen grunds�tzlich 100 % ihrer Zertifikate 
ersteigern. Lediglich einige neue Mitgliedstaaten k�nnen f�r veraltete oder nicht ins europ�-
ische Stromnetz integrierte Bestandsanlagen einen Auktionierungspfad beginnend bei ledig-
lich 30 % im Jahr 2013 ansteigend auf 100 % im Jahr 2020 beschreiten, wobei die genaue 
j�hrliche Erh�hung nicht vorgegeben wird. Die �brigen Zertifikate werden in diesen F�llen 
weiterhin kostenfrei zugeteilt. Die Regelung f�r KWK-Anlagen beinhaltet eine 100%ige 
Auktionierung f�r den Stromanteil und einen steigenden Auktionsanteil f�r den W�rmeanteil, 
beginnend bei 20 % im Jahr 2013 bis hin zu 70 % im Jahr 2020.

Zuteilung im Bereich der Industrieanlagen

F�r Industriebranchen, die im internationalen Wettbewerb stehen, werden Ausnahmen von 
der Versteigerung zur Vermeidung von Produktionsverlagerungen (Carbon Leakage) solange 
gelten, bis international ad�quate Klimaschutzverpflichtungen eingef�hrt sind. 
Eine kostenlose Zuteilung soll erfolgen, wenn die zus�tzlichen Zertifikatekosten bei mehr als 
5% pro Euro Bruttowertsch�pfung und die Intensit�t des EU-grenz�berschreitenden  
Handels 10% betr�gt. Ebenso wird verfahren, wenn eines der beiden Kriterien bei mehr als 
30% liegt. Die Liste der betroffenen Branchen wird bis zum 31. Dezember 2009 erstellt 
werden. Es wird gesch�tzt, dass ca. 90 % aller Industrie-Anlagen die vom EP festgelegten 
Kriterien erf�llen k�nnen.
F�r die Industrieanlagen, die nicht vom Carbon Leakage betroffen sind, betr�gt die Verstei-
gerungsquote im Jahr 2013 20 % ansteigend auf 70 % im Jahr 2020. Eine Vollauktionierung 
soll erst im Jahr 2027 erreicht werden.

Zuteilung im Bereich der stromintensiven Industrie (indirektes Carbon Leakage)

Rat und Europ�isches Parlament haben f�r die Mitgliedstaaten eine M�glichkeit geschaffen, 
einen nachweislich durch den Emissionshandel gestiegenen Strompreis in den energieinten-
siven Industriezweigen, die diese Kosten wegen ihrer Wettbewerbssituation nicht weiter 
geben k�nnen, zu kompensieren. Einzelheiten m�ssen in Arbeitsgremien noch ausgearbeitet 
werden.
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Solidaritätsausgleich

10 % der Zertifikate werden ungeachtet des Widerstandes Deutschlands in unterschiedlichen 
Anteilen auf Mitgliedstaaten mit geringem Pro-Kopf-Einkommen umverteilt. 






